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BIDEN – RÜSTUNG – CHINA ̶ FRIEDEN

Bestenfalls Rüstungskontrolle
aber keine Abrüstung

Viel Lob erhielt die Biden-Regierung für die Zustim-
mung zur Verlängerung des neuen START Vertra-
ges mit Russland über die Begrenzung von
Langstreckenraketen um fünf Jahre bis 2026. Das ist
zweifelsohne ein wichtiger Schritt zur Stabilisierung
der Aufrüstung in dieser Waffenkategorie. Er bedeu-
tet aber nicht Abrüstung. Kleinere weitere Schritte
wären, dass sich die USA in der neuen Nukleardok-
trin zu einem Nichtersteinsatz von Nuklearwaffen
verpflichten und sie als alleinige Abschreckungswaf-
fen einstufen würden. Sie könnten auch den umfas-
senden nuklearen Teststopp (CTBT) ratifizieren. Die
technische Entwicklung läuft allerdings in eine an-
dere Richtung. Die Modernisierung der Nuklearwaf-
fen schreitet voran, die Sprengköpfe werden kleiner
und daher auch einsetzbarer, die Waffen zerstöreri-
scher, wie die für 2029 geplante 100 Milliarden Dol-
lar „ground-based strategic deterrence“ (GBSD)
Interkontinentalrakete.(1)

Friedenspolitische Konsequenzen
des Konfliktes der USA mit China

Geopolitisch wird der Konflikt der USA mit China
eher zu- als abnehmen. Die USA unter Biden wollen
unter allen Umständen verhindern, dass China wirt-
schaftlich und auch militärisch gleichzieht.(2) Frie-
denspolitisch kann das in einer Katastrophe enden,(3)

weil das Ziel nur das Streben nach amerikanischer

Dominanz oder der militärischen Sieg sein kann,
zwei Entwicklungen, die China aber unter allem Um-
ständen verhindern will. Eine erzwungene Blockbil-
dung könnte ein weiteres Ergebnis sein. Sechzig
Prozent der Europäer wollen in diesen Konflikt aber
nicht hineingezogen werden und sich neutral verhal-
ten.(4)

Zögern beim Nuklearabkommen mit dem Iran

Präsident Biden hat angekündigt, die Entscheidung
seines Vorgängers, das Nuklearabkommen mit dem
Iran (JCPOA) zu verlassen, zu revidieren und dem
Abkommen wieder beizutreten. Nach seinem Amts-
antritt schien es jedoch, dass ihn der Mut verlassen
hat. Wegen des innenpolitischen Widerstandes der
Gegner des Abkommens und Israels zögert er, diese
Ankündigung umzusetzen. Sie fordern, das regionale
Verhalten des Iran in das Nuklearabkommen einzu-
beziehen, etwas was es in der Geschichte der Rü-
stungskontrolle noch nie gab. Solche Befürchtungen
der Demokraten haben in der Vergangenheit dazu
geführt, dass Präsident Johnsons den Vietnamkrieg
1964 eskalierte, und dass die meisten demokrati-
scher Senatoren (einschließlich Biden) dem fatalen
Krieg gegen den Irak 2003 zustimmten. Dennoch
bleibt wenig Zeit, bevor sich der Iran selbst nicht
mehr hinhalten lässt, weitere Schritte vom JCPOA
entfernt und sich politisch und wirtschaftlich Asien,
China und Russland zuwendet. Im Gegenteil, Biden
müsste einen großen Schritt wagen und diplomati-
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sche Beziehungen mit dem Iran aufnehmen, was
auch die Rückkehr zum JCPOA wesentlich erleich-
tern würde. Biden muss die Sanktionsdrohungen
gegen europäische Unternehmen aufheben, die Ge-
schäftsbeziehungen mit dem Iran aufnehmen wollen,
wenn er die vielfach ausgesprochene Partnerschaft
mit Europa ernst nimmt. Diese Sanktionen verhin-
dern auch, dass Europa wieder eine selbständige
Politik mit dem Iran aufnehmen kann.

Die Ratifizierungen der Nuklearwaffenfreien
Zonen durch die USA stehen aus

Abrüstungspolitisch wären weitere Schritte erstre-
benswert. Die USA haben keines der Protokolle der
Verträge über nuklearwaffenfreie Zonen, außer die
des lateinamerikanischen Vertrages von Tlatelolco,
ratifiziert. Diese Protokolle enthalten die einzigen
Verpflichtungen von Nuklearwaffenstaaten gegen-
über den in diesen Zonen vertretenen Ländern, näm-
lich keine Nuklearwaffen gegen diese Länder
einzusetzen oder sie damit zu bedrohen. Damit wür-
den die sogenannten negativen Sicherheitsgarantien
(NSAs) für die USA rechtlich verpflichtend. Die Ad-
ministration Biden sollte diese Ratifikationen vorneh-
men. NSAs wären auch eine Geste guten Willens
gegenüber Nicht-Nuklearwaffenstaaten, da die USA,
wie die anderen Nuklearwaffenstaaten, den Vertrag
über das Verbot von Nuklearwaffen (TPNW) nicht
akzeptieren.
Wenn die USA die Protokolle der Nuklearwaffen-
freien Zone Zentralasien (Semipalatinsk) ratifizieren
würden, könnte das den Iran den Anreiz bieten, die-
ser Zone beizutreten. Der Iran hat mit den Ländern
Zentralasiens historisch und kulturell sehr enge Be-
ziehungen. Ebenso könnten sich die arabischen
Staaten der nuklearwaffenfreien Zone Afrika (Pelin-
daba) anschließen. Es entstünde ein nuklearwaffen-
freier Gürtel von der Mongolei(5) bis Afrika. Die

Sinnhaftigkeit von Israels Nuklearwaffen würde in-
ternational in Frage gestellt, da es nicht mehr mit Nu-
klearwaffen aus diesen Zonen bedroht werden kann.
Derartige Schritte würden einer Nuklearwaffenfreien
Zone im Mittleren Osten (MWFZME) näherkommen,
die bisher von den USA und Israel verhindert wurde.

Friedenspolitische Perspektiven

Aus friedenspolitischer Perspektive wünschenswert
wäre, dass die Administration Biden zumindest auf
den Ersteinsatz von Nuklearwaffen verzichtet, die
Protokolle der Nuklearwaffenfreien Zonen ratifiziert
und damit die negativen Sicherheitsgarantien recht-
lich macht. Engagement und nicht Konfrontation
muss die Politik gegenüber China sein. US-Präsident
Nixons Reise nach China 1972 könnte ein Vorbild
sein. Ebenso muss der Iran diplomatisch anerkannt
und wirtschaftlich integriert und nicht isoliert werden.
Ein Beweis dafür, dass die Partnerschaft mit Europa
ernst gemeint ist, dass Biden die Sanktionsdrohun-
gen gegenüber Europa aufhebt.
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tional Institute for Peace (IIP).
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